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Herr Gehlen ans Telephon!
VON HANS REISER, BONN

Eli, jiingst entworfener Gummiparagraph par
excellence birgt die Gefahr In sich, dafl die Bun-
desrepublik nach dcm kaum (lberstandenen
Streit urn gewlsse PraktIken des Verfassungs-
schutzes out eine. permanente Telephonaffare
zusteuert. linter den Papieren. die BundesInnen--
minister LUcke nach Abschlu0 dcr Vorberattin-
gen Ober die Notstandsverfassung In der soge-
nannten ZweilferkommIssion' den Abgeordneten
Stir die welteren Eriirterun gen In den FraktIonen
mitgab. war such der Referentencntwurf für das
AusfUhrungsgesetz zu ArtIkel 10 dos Grund-
gesetzes. Der Artikel schiitzt dc Post- und Fern-
meldegeheimnis. Schon in der Verfassung heifft
es erglinzend: ,Ilesdulinktingen clOrfen nur out
Grund elnes Geseizes nngeordnet werden."
her gab es dieses Gesetz nicht. abgesehen von
einigen verstreuten Vorschriften Ober die Ilechte
der Justiz bel der Verfolgung krimincller Straf-
taten. Die deutschen Gehelmdlenste bchalfen
sich 'ohne Ausnahme damit, dall sic an den Meig-
lichkeiten der Alllierten parlizIplerten, die jenc
stet bis zur Ableisung durch deutsches Becht far
die Sicherhelt Ihrer Truppen ausbedungen batten:

Um die Ablijsung dieser alllierten Vorbehalte
geht es der SPD. wenn sic irnmer wieder darauf
besteht, zugleich mit der Notstandsverfassung
alle zusammenhangcnden Fragen zu bchandeln.
Tinter den Parlamentariern gibt es kaum Streit,
da0 such ftlr den Staatsschutz bestimrnte Ein-
schrankungen des Post- und Fernmeldegehelm-
nisses nicht zu uingehen scin werdcn. Sollen sie
eitien Sinn haben, dart der so Uberwachte nichts
davon wissen. Das filhrt zu schwierlgen Verfas-

ter von Hacheils Vorschlag nicht begeistert
waren und well cr zum andcren die politische
Vcrantwortung starker bctonen wolltc. Wenn
der Minister au:ler-dem, wic vorgcschen, einem
Parlamentariergremium berichten mut1, so Riflt
sich gegen diesen Plan kaum vial einwenden.

Urn so grailer mOssen die Bcdenken gegen die
vorgesehenen, praktisch unbcgrenzten Meiglich-
keiten far die frlihere Organisation Gehlen sein,
Bride und Telegramme mitzulcsen, Telephon-
gespriiehe mitzuhOren. Hier wird der Bogen des
Zumutbaren entschieden (lberspannt. Heicherl
hallo die Forderung des Bundesnachrichtendien-
stes, zu desscn Fiirsprecher sich Minister Krone
gcmacht hallo, als Geheimsoche zusatzlich zu
ncIncm urnpriinglich dIskutablen Entwurf dem
Bundestag In der vlerten Legislaturperiodo
nachgereicht. LOcke hat ihn ohne weiteres in den
Referentenentwurf aufnehmen lassen. BegrOn-.
dung: Nur unter diesen Voraussetzungen sind
die Alllierten, vor allem die Amerikaner berelt,
out ihre Vorbehaltsrechte zu verzichten.

Die Vermutung Ilegt nahe, dal) eine Inter-
nationale der Spionageoffiziere die Polltiker
tibersplelen will. FilrGehlen dilrfte es nicht allzu
schwierlg gewesen scin. beim CIA oder anderswo
einen entsprechenden 'Brief in seinem Sinne zu.
erhalten, nachdem die Botschaftch vorher mehr
oder weniger forme)l zu erkennen gegeben hat-
ten, ihnen gernige HOcherls erste Fassung. Viol-
leicht hat die Gehlenzentrale in Pullach von ihrer
Sicht aus Veranlassung zu dieser Foiderung, ob-'
wohl sich auch dartiber streiten Belle. Unstrittig
milOte allerdings sein, daft die Politiker, wollen

.,Um einer Gefahr fiir die auf3ere Sicherheit
des Bundes zu begegnen", vie es in der Vorlage
%OMNI hen, dart man nidit die innere Sicher-
belt seiner Burger outs Spiel sctzen. Das ge-
schahe, wenn der Bundesnachrichtendienst die
vorgeschenen Vollmaehten erhlelte. Vage Ver.:
dachtsmomente wtirden gentigen, um Hunderte,
wenn nicht Tausende, einer Past- und Telephon-.
kontrolle auszusetzen, nut well vielleicht einer
unter Ihnen ist, an dem die Spionageabwehr be-
rechtlgterweise interessiert ware. Wenn die
Alllierten sich bisher tihnlicher • Praktiken be-
dienten, 1st dies keln Grund, deutsches Becht (W.,:
aus zu machen. Gerade wenn man nicht zu den
prinzlpiellen Gegnern elner Notstandsverfassung
gehart, muD man vor soichen • Entwicklungen*
women. Wenn es slch die Gagner Manctimal zu
lelcht Machen, sollte niemand dasselbe yen den:
BeRlrwortern sagen kOnnen, 	 •

kann. Angeslchts dieser Uberiegungen • 1st es
nicht verwunderlich, (tail LOcke den fOr dos Aus-
ftihrungsgesetz zu Artikel 10 notwendigen Ent-
wurf einer Grundgesetztinderung noch nicht
vorgelegt hat. Die Vorstellungen, die seine Be-
amten dazu entwickelt haben, scheincn jedoch
zumindest als Diskussionsgrundlage brauchbar
zu seln.

Bis out den Gummiparagraphen fijr den Bun-
desnachrIchtendlenst gilt dos ouch ftir den Inhalt
des AusfUhrungsgesetzes. Hdcherl hatte noch
einen Senatspraskienten beim Bundesgerichts-
hof als Genehmigungsinstanz ftir Post- und
Telephonkontrolle in Einzelfallen (bei starken
Anhaltspunkten fOr elnen dringenden Tatver-
dacht) Vergesehen. Lack° hat sich fOr elnen Htin•
desminister entschleden, well einmal die Rich.

sic nicht einer allgemeinen Bespitzelung TUr undsungsrechtlichen Komplikationen. Nicht nur well
nach dem

Weaenspehalt a
Grundgesetz kein

nyetastet 
Grund
wcrden dart,rt, 

n 
son-

Tor &filen, nur ablelinen keinnen.' Wenn das Ka-

nell%	
i set- binett sich dazu nicht sutra fft, mua es das Par-

•dem ouch well der Rechtswe g gegen jocks Vor- .lament tun
gehen der Offentlichen Gewalt zulassig sein mut),
in dlesem Fall jedoch nicht garantfert werden
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